PSD GiroSmart

Umstellung auf ein Gehaltskonto

PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg Kundennummer ]

Kontonummer ’

Kontoinhaber D Frau D Herr D Eheleute

Antwort ‘

Vorname(n), Name

PSD Bank Miinchen eG ‘
Sitz AUngUI’g StraBe, Nr.
86135 Augsburg ‘

PLZ, Ort

Telefon tagsuber fiir Riickfragen

E-Mail

Gehaltskonto — Umstellung

Ich/Wir méchte(n) das oben genannte PSD GiroSmart zukiinftig als Gehaltskonto nutzen.

Der erste Gehaltseingang erfolgt voraussichtlich am

Datum

Kontofiihrung
Zwischen dem/den nachfolgenden Kontoinhaber(n) sowie der PSD Bank wird Folgendes vereinbart:

1. Kontoinhaber ’

Kundennummer

[ psp OnlineBanking inkLl. elektronischem Postfach!

mit SecureGo plus-Verfahren?

2. Kontoinhaber

Kundennummer

D PSD OnlineBanking inkl. elektronischem Postfach?

mit SecureGo plus-Verfahren?

Der/Die Kontoinhaber erhilt/erhalten Zugang zu allen unter der ersten im Kopf angegebenen Kundennummer gegenwirtig und zukiinftig
gefiihrten Konten in dem von der PSD Bank angebotenen Umfang. Das Verfligungslimit im PSD OnlineBanking betragt zurzeit 15.000 EUR
pro Tag. Eine Anderung des Verfiigungslimits ist nur in Textform durch den Kontoinhaber, bei Gemeinschaftskonten mit Einzelverfiigungs-
befugnis durch einen der Kontoinhaber, moglich.

* Dokumente und Mitteilungen, wie z.B. Kontoausziige, werden fiir samtliche bestehenden und kiinftigen Konten und Depots in das elektronische Postfach eingestellt.

2 Die erforderliche Smartphone-App fiir Android bzw. iOS ist im App-Store erhltlich.

Kartenbestellung
Ich/Wir beantrage(n) die Ausstellung einer PSD DirectDebit Visa Card mit Geheimzahl.

[] 1. Kontoinhaber |

Vorname, Name, Kundennummer

[] 2. Kontoinhaber |

Vorname, Name, Kundennummer
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Kurzanleitung zum Ausfüllen des Formulars
Sie können dieses Formular am PC ausfüllen. Dazu benötigen Sie den kostenlosen Acrobat Reader in der Version 6 oder höher.

Zum Ausfüllen des Formulars klicken Sie bitte in das erste Feld und geben die gewünschten Daten ein. Zum Bestätigen der Eingabe  gehen Sie mit der Tabulatortaste/Maus in das nächste Feld. 

Bitte speichern oder drucken Sie sich ggf. ein Durchschlagexemplar für Ihre Unterlagen, bevor Sie das Formular schließen.




Datentibermittlung an die SCHUFA und Befreiung vom Bankgeheimnis

Die Bank uUbermittelt im Rahmen dieses Vertragsverhaltnisses erhobene personenbezogene Daten liber die Beantragung, die Durchfiihrung
und Beendigung dieser Geschéaftsbeziehung sowie Daten Ulber nicht vertragsgemaBes Verhalten oder betriigerisches Verhalten an die
SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden. Rechtsgrundlagen dieser Ubermittlungen sind Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b und
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Ubermittlungen auf der Grundlage von Artikel 6 Absatz 1
Buchstabe f DSGVO diirfen nur erfolgen, soweit dies zur Wahrung berechtigter Interessen der Bank oder Dritter erforderlich ist und nicht die
Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern,
Uberwiegen. Der Datenaustausch mit der SCHUFA dient auch der Erfiillung gesetzlicher Pflichten zur Durchfiihrung von Kreditwirdigkeits-
priifungen von Kunden (§ 505a des Biirgerlichen Gesetzbuches, § 18a des Kreditwesengesetzes).

Der Kunde befreit die Bank insoweit auch vom Bankgeheimnis.

Die SCHUFA verarbeitet die erhaltenen Daten und verwendet sie auch zum Zwecke der Profilbildung (Scoring), um ihren Vertragspartnern
im Europaischen Wirtschaftsraum und in der Schweiz sowie ggf. weiteren Drittlandern (sofern zu diesen ein Angemessenheitsbeschluss der
Europaischen Kommission besteht oder Standardvertragsklauseln vereinbart wurden, die unter www.schufa.de eingesehen werden
kénnen) Informationen unter anderem zur Beurteilung der Kreditwiirdigkeit von natiirlichen Personen zu geben. Nihere Informationen zur
Tatigkeit der SCHUFA koénnen dem SCHUFA-Informationsblatt nach Art. 14 DSGVO entnommen oder online unter
www.schufa.de/datenschutz eingesehen werden.

Elektronische Information liber ein Wdhrungsumrechnungsentgelt bei kartengebundenen Zahlungsvorgdéngen
innerhalb des EWR in einer EWR-Wdhrung

Bei der Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten oder bei der Zahlung an einer Verkaufsstelle innerhalb des Europaischen
Wirtschaftsraums (EWR) in einer von Euro abweichenden EWR-Wihrung * mit der oben beantragten PSD DirectDebit Visa Card (also z. B. bei
der Abhebung polnischer Zloty an einem Geldautomaten in Polen) wird die Bank mich iiber ein ggf. anfallendes Wahrungsumrechnungs-
entgelt als prozentualen Aufschlag auf den letzten verfiigbaren Euro-Referenzwechselkurs der Européischen Zentralbank (EZB) kostenlos
informieren.

D Ich wiinsche eine Information per E-Mail an |

[1 1ch wiinsche eine Information per SMS an |

|:| Ich wiinsche keine Information iber ein Wahrungsumrechnungsentgelt.

* Bulgarischer Lew, Danische Krone, Isléndische Krone, Kroatische Kuna, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Ruménischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken (als gesetzliches
Zahlungsmittel in Liechtenstein), Tschechische Krone, Ungarischer Forint (Stand 01/2021)

Bedingungen

Fiir das Vertragsverhiltnis gelten erginzend die Allgemeinen Geschaftsbedingungen (AGB) der Bank und deren Sonderbedingungen fiir
den Uberweisungsverkehr, den Lastschriftverkehr, die Vertragsbedingungen fiir Mastercard und Visa Card (Debit- oder Kreditkarte), das
PSD OnlineBanking, die Nutzung des elektronischen Postfachs und fiir PSD ServiceDirekt (TelefonBanking). Die AGB und die
Sonderbedingungen erkenne(n) ich/wir an. Die Bedingungen kénnen jederzeit in den Geschaftsraumen der Bank oder unter www.psd-
muenchen.de eingesehen werden; auf Wunsch werden diese zugesandt.

% %

Ort, Datum Unterschrift 1. Kontoinhaber Unterschrift 2. Kontoinhaber
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schufa
SCHUFA-INFORMATION NACH ART. 14 DS-GVO

1. NAME UND KONTAKTDATEN DER VERANTWORTLICHEN STELLE SOWIE DES BETRIEBLICHEN
DATENSCHUTZBEAUFTRAGTEN

SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden, Tel.: +49 (0) 6 11-92 78 0
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der SCHUFA ist unter der o.g. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz oder per E-Mail unter
datenschutz@schufa.de erreichbar.

2. DATENVERARBEITUNG DURCH DIE SCHUFA
2.1 Zwecke der Datenverarbeitung und berechtigte Interessen, die von der SCHUFA oder einem Dritten verfolgt werden

Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten, um berechtigten Empfangern Informationen zur Beurteilung der Kreditwirdigkeit von
natirlichen und juristischen Personen zu geben. Hierzu werden auch Scorewerte ermittelt und ubermittelt. Sie stellt die Informationen nur
dann zur Verfligung, wenn ein berechtigtes Interesse hieran im Einzelfall glaubhaft dargelegt wurde und eine Verarbeitung nach
Abwagung aller Interessen zuldssig ist. Das berechtigte Interesse ist insbesondere vor Eingehung von Geschaften mit finanziellem
Ausfallrisiko gegeben. Die Kreditwirdigkeitsprifung dient der Bewahrung der Empfanger vor Verlusten im Kreditgeschaft und erdffnet
gleichzeitig die Moglichkeit, Kreditnehmer durch Beratung vor einer ibermaRigen Verschuldung zu bewahren. Die Verarbeitung der Daten
erfolgt darliber hinaus zur Betrugspravention, Seriositatsprifung, Geldwaschepravention, Identitdts- und Alterspriifung, Anschriften-
ermittlung, Kundenbetreuung oder Risikosteuerung sowie der Tarifierung oder Konditionierung. Neben den vorgenannten Zwecken
verarbeitet die SCHUFA personenbezogene Daten auch zu internen Zwecken (z. B. Geltendmachung rechtlicher Anspriiche und Verteidi-
gung bei rechtlichen Streitigkeiten, Weiterentwicklung von Dienstleistungen und Produkten, Forschung und Entwicklung insbesondere zur
Durchfiihrung interner Forschungsprojekte (z. B. SCHUFA-Kreditkompass) oder zur Teilnahme an nationalen und internationalen externen
Forschungsprojekten im Bereich der genannten Verarbeitungszwecke sowie Gewahrleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs). Das
berechtigte Interesse hieran ergibt sich aus den jeweiligen Zwecken und ist im Ubrigen wirtschaftlicher Natur (effiziente Aufgabenerfiillung,
Vermeidung von Rechtsrisiken). Es kénnen auch anonymisierte Daten verarbeitet werden. Uber etwaige Anderungen der Zwecke der
Datenverarbeitung wird die SCHUFA gemaR Art. 14 Abs. 4 DS-GVO informieren.

2.2 Rechtsgrundlagen fiir die Datenverarbeitung

Die SCHUFA verarbeitet personenbezogene Daten auf Grundlage der Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung und des
Bundesdatenschutzgesetzes. Die Verarbeitung erfolgt auf Basis von Einwilligungen (Art. 6 Abs. 1 Buchstabe a DS-GVO) sowie auf
Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchstabe f DS-GVO, soweit die Verarbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen
oder eines Dritten erforderlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz
personenbezogener Daten erfordern, Uberwiegen. Einwilligungen koénnen jederzeit gegenliber dem betreffenden Vertragspartner
widerrufen werden. Dies gilt auch fiir Einwilligungen, die bereits vor Inkrafttreten der DS-GVO erteilt wurden. Der Widerruf der Einwilligung
berihrt nicht die RechtmaRigkeit der bis zum Widerruf verarbeiteten personenbezogenen Daten.

2.3 Herkunft der Daten

Die SCHUFA erhélt ihre Daten einerseits von ihren Vertragspartnern. Dies sind im europaischen Wirtschaftsraum und in der Schweiz
sowie ggf. weiteren Drittlandern (sofern zu diesen ein entsprechender Angemessenheitsbeschluss der Europaischen Kommission existiert
oder Standardvertragsklauseln vereinbart wurden, die unter www.schufa.de eingesehen werden konnen) ansassige Institute,
Finanzunternehmen und Zahlungsdienstleister, die ein finanzielles Ausfallrisiko tragen (z. B. Banken, Sparkassen, Genossenschafts-
banken, Kreditkarten-, Factoring- und Leasingunternehmen) sowie weitere Vertragspartner, die zu den unter Ziffer 2.1 genannten
Zwecken Produkte der SCHUFA nutzen, insbesondere aus dem (Versand-)Handels-, eCommerce-, Dienstleistungs-, Vermietungs-,
Energieversorgungs-, Telekommunikations-, Versicherungs-, oder Inkassobereich. Darliber hinaus verarbeitet die SCHUFA Informationen
aus allgemein zuganglichen Quellen wie etwa offentlichen Verzeichnissen und amtlichen Bekanntmachungen (z. B. Schuldner-
verzeichnisse, Insolvenzbekanntmachungen) oder von Compliance-Listen (z. B. Listen Uber politisch exponierte Personen und Sanktions-
listen) sowie von Datenlieferanten. Die SCHUFA speichert ggf. auch Eigenangaben der betroffenen Personen nach entsprechender
Mitteilung und Prifung.

2.4 Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden

Personendaten, z. B. Name (ggf. auch vorherige Namen, die auf gesonderten Antrag beauskunftet werden), Vorname, Geburtsdatum,
Geburtsort, Anschrift, frihere Anschriften | Informationen Uber die Aufnahme und vertragsgemafRe Durchfiihrung eines Geschéftes (z. B.
Girokonten, Ratenkredite, Kreditkarten, Pfandungsschutzkonten, Basiskonten) | Informationen Uber nicht erfiillte Zahlungsverpflichtungen
wie z. B. unbestrittene, fallige und mehrfach angemahnte oder titulierte Forderungen sowie deren Erledigung | Informationen zu miss-
brauchlichem oder sonstigen betrigerischem Verhalten wie z. B. Identitdts- oder Bonitatstduschungen | Informationen aus allgemein
zuganglichen Quellen (z. B. Schuldnerverzeichnisse, Insolvenzbekanntmachungen) | Daten aus Compliance-Listen | Informationen ob und
in welcher Funktion in allgemein zuganglichen Quellen ein Eintrag zu einer Person des offentlichen Lebens mit (ibereinstimmenden
Personendaten existiert | Anschriftendaten | Scorewerte

2.5 Kategorien von Empfangern der personenbezogenen Daten

Empfanger sind im europaischen Wirtschaftsraum, in der Schweiz sowie ggf. weiteren DrittlAndern (sofern zu diesen ein entsprechender
Angemessenheitsbeschluss der Europaischen Kommission existiert oder Standardvertragsklauseln vereinbart wurden, die unter
www.schufa.de eingesehen werden koénnen) ansassige Vertragspartner gem. Ziffer 2.3. Weitere Empféanger kénnen externe Auftrag-
nehmer der SCHUFA nach Art. 28 DS-GVO sowie externe und interne SCHUFA-Stellen sein. Die SCHUFA unterliegt zudem den
gesetzlichen Eingriffsbefugnissen staatlicher Stellen.

2.6 Dauer der Datenspeicherung

Die SCHUFA speichert Informationen tber Personen nur fiir eine bestimmte Dauer. MalRgebliches Kriterium fir die Festlegung dieser
Dauer ist die Erforderlichkeit der Verarbeitung zu den o.g. Zwecken. Im Einzelnen sind die Speicherfristen in einem Code of Conduct des
Verbandes ,Die Wirtschaftsauskunfteien e. V.“ festgelegt. Dieser sowie weitere Details zu unseren LO&schfristen kénnen unter
www.schufa.de/loeschfristen eingesehen werden.

PSD 992043 - 07.22-02 12.01.2024 Seite 3 von 4



3. BETROFFENENRECHTE

Jede betroffene Person hat gegentber der SCHUFA das Recht auf Auskunft nach Art. 15 DS-GVO, das Recht auf Berichtigung nach Art.
16 DS-GVO, das Recht auf Léschung nach Art. 17 DS-GVO und das Recht auf Einschrankung der Verarbeitung nach Art. 18 DS-GVO.
Die SCHUFA hat fur Anliegen von betroffenen Personen ein Privatkunden ServiceCenter eingerichtet, das schriftlich unter SCHUFA
Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, Postfach 10 34 41, 50474 Koln, telefonisch unter +49 (0) 6 11-92 78 0 und Uber ein
Riickfrageformular unter www.schufa.de/rueckfrageformular erreichbar ist. Darliber hinaus besteht die Méglichkeit, sich an die fiir die
SCHUFA zustandige Aufsichtsbehorde, den Hessischen Beauftragten fir Datenschutz und Informationsfreiheit, zu wenden. Einwilligungen
kénnen jederzeit gegenlber dem betreffenden Vertragspartner widerrufen werden.

Nach Art. 21 Abs. 1 DS-GVO kann der Datenverarbeitung aus Griinden, die sich aus der besonderen Situation der betroffenen
Person ergeben, widersprochen werden. Das Widerspruchsrecht gilt auch fiir die nachfolgend dargestellte Profilbildung. Der
Widerspruch kann formfrei erfolgen und z. B. an SCHUFA Holding AG, Privatkunden ServiceCenter, Postfach 10 34 41, 50474
Koln gerichtet werden.

4. PROFILBILDUNG (SCORING)

Neben der Erteilung von Auskiinften tber die zu einer Person gespeicherten Informationen unterstitzt die SCHUFA ihre Vertragspartner
durch Profilbildungen, insbesondere mittels sogenannter Scorewerte.

Unter dem Oberbegriff der Profilbildung wird die Verarbeitung personenbezogener Daten unter Analyse bestimmter Aspekte zu einer
Person verstanden. Besondere Bedeutung nimmt dabei das sogenannte Scoring im Rahmen der Bonitatspriifung und Betrugspravention
ein. Scoring kann aber daruiber hinaus der Erfiilllung weiterer der in Ziffer 2.1 dieser SCHUFA-Information genannten Zwecke dienen. Beim
Scoring wird anhand von gesammelten Informationen und Erfahrungen aus der Vergangenheit eine Prognose Uber zukiinftige Ereignisse
oder Verhaltensweisen erstellt. Anhand der zu einer Person bei der SCHUFA gespeicherten Informationen erfolgt eine Zuordnung zu
statistischen Personengruppen, die in der Vergangenheit eine ahnliche Datenbasis aufwiesen.

Zusatzlich zu dem bereits seit vielen Jahren im Bereich des Bonitatsscorings etablierten Verfahren der Logistischen Regression, kénnen
bei der SCHUFA auch Scoringverfahren aus den Bereichen sogenannter Komplexer nicht linearer Verfahren oder Expertenbasierter
Verfahren zum Einsatz kommen. Dabei ist es fir die SCHUFA stets von besonderer Bedeutung, dass die eingesetzten Verfahren
mathematisch-statistisch anerkannt und wissenschaftlich fundiert sind. Unabhangige externe Gutachter bestatigen uns die
Wissenschaftlichkeit dieser Verfahren. Darliber hinaus werden die angewandten Verfahren der zustandigen Aufsichtsbehdrde offengelegt.
Fur die SCHUFA ist es selbstverstandlich, die Qualitat und Aktualitét der eingesetzten Verfahren regelmaRig zu prifen und entsprechende
Aktualisierungen vorzunehmen.

Die Ermittlung von Scorewerten zur Bonitat erfolgt bei der SCHUFA auf Grundlage der zu einer Person bei der SCHUFA gespeicherten
Daten, die auch in der Datenkopie nach Art. 15 DS-GVO ausgewiesen werden. Anhand dieser bei der SCHUFA gespeicherten
Informationen erfolgt dann eine Zuordnung zu statistischen Personengruppen, die in der Vergangenheit eine ahnliche Datenbasis
aufwiesen. Fur die Ermittlung von Scorewerten zur Bonitat werden die gespeicherten Daten in sogenannte Datenarten zusammengefasst,
die unter www.schufa.de/scoring-fag eingesehen werden kénnen. Bei der Ermittlung von Scorewerten zu anderen Zwecken kénnen auch
weitere Daten(arten) einflieRen. Angaben zur Staatsangehdrigkeit oder besonders sensible Daten nach Art. 9 DS-GVO (z. B. ethnische
Herkunft oder Angaben zu politischen oder religidsen Einstellungen) werden bei der SCHUFA nicht gespeichert und stehen daher fur die
Profilbildung nicht zur Verfiigung. Auch die Geltendmachung der Rechte der betroffenen Person nach der DS-GVO, wie z. B. die
Einsichtnahme in die zur eigenen Person bei der SCHUFA gespeicherten Daten nach Art. 15 DS-GVO, hat keinen Einfluss auf die
Profilbildung. Dariiber hinaus bertcksichtigt die SCHUFA beim Scoring die Bestimmungen des § 31 BDSG.

Mit welcher Wahrscheinlichkeit eine Person bspw. einen Baufinanzierungskredit zurlickzahlen wird, muss nicht der Wahrscheinlichkeit
entsprechen, mit der sie eine Rechnung beim Versandhandel termingerecht bezahlt. Aus diesem Grund bietet die SCHUFA ihren
Vertragspartnern unterschiedliche branchen- oder sogar kundenspezifische Scoremodelle an. Scorewerte verandern sich stetig, da sich
auch die Daten, die bei der SCHUFA gespeichert sind, kontinuierlich verandern. So kommen neue Daten hinzu, wahrend andere aufgrund
von Speicherfristen geléscht werden. Auflerdem andern sich auch die Daten selbst im Zeitverlauf (z. B. die Dauer des Bestehens einer
Geschaftsbeziehung), sodass auch ohne neue Daten Veranderungen auftreten kdnnen.

Wichtig zu wissen: Die SCHUFA selbst trifft grundsatzlich keine Entscheidungen. Sie unterstiitzt die angeschlossenen Vertragspartner
lediglich mit ihren Auskiinften und Profilbildungen in ihrem Risikomanagement. Die Entscheidung fiir oder gegen ein Geschaft trifft
hingegen allein der direkte Geschéftspartner. Verlasst sich ein Vertragspartner bei seiner Entscheidung Uber die Begriindung,
Durchfiihrung oder Beendigung eines Vertragsverhaltnisses maRgeblich auf das Scoring der SCHUFA, gelten ergadnzend die
Bestimmungen des Art. 22 DS-GVO. Das Scoring der SCHUFA kann in diesem Fall z. B. dabei helfen, alltagliche Kreditgeschéafte rasch
abwickeln zu koénnen; es kann unter Umstédnden aber auch dazu flihren, dass ein Vertragspartner eine negative, mdoglicherweise
ablehnende Entscheidung Uber die Begriindung, Durchfihrung oder Beendigung eines Vertragsverhaltnisses trifft. Weiterfiihrende
Informationen, wie ein Vertragspartner das Scoring der SCHUFA verwendet, kdnnen beim jeweiligen Vertragspartner eingeholt werden.
Weitere Informationen zu Profilbildungen und Scoring bei der SCHUFA (z. B. Uber die derzeit im Einsatz befindlichen Verfahren) kdnnen
unter www.schufa.de/scoring-fag eingesehen werden.

Stand: Dezember 2023
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PSD OnlineBanking

PSD SerViceDirekt (TelefonBanking)

PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg Kundennummer ]

|MH: B: i |a: li: VK:

wird von der PSD Bank ausgefiillt

Teilnehmer |:| Frau |:| Herr

PSD Bank Miinchen eG ‘

SltZ Aungurg Vorname(n), Name
86135 Augsburg ‘

Straf3e, Nr.

PLZ, Ort

Telefon tagsuber fur Rickfragen

E-Mail

PSD OnlineBanking / PSD ServiceDirekt (TelefonBanking)

Zwischen dem oben genannten Teilnehmer sowie der PSD Bank wird Folgendes vereinbart:
|:| PSD OnlineBanking inkl. elektronischem Postfach?! |:| PSD ServiceDirekt (TelefonBanking)

mit SecureGo plus-Verfahren?

Der Teilnehmer erhalt Zugang zu allen gegenwiértig und zukiinftig unter Kundennummern gefiihrten Konten, bei denen der Teilnehmer
Kontoinhaber, Mitkontoinhaber oder Bevollmachtigter ist, in dem von der PSD Bank angebotenen Umfang. Das Verfligungslimit im
PSD OnlineBanking betrigt zurzeit 15.000 EUR pro Tag. Im PSD ServiceDirekt (TelefonBanking) betragt das Verfiigungslimit 15.000 EUR pro
Tag, bei Uberweisungen auf das Referenzkonto ist das Verfiigungslimit unbegrenzt. Eine Anderung des Verfiigungslimits ist nur in Textform
oder, sofern die Funktion im PSD OnlineBanking angeboten wird, mit Eingabe einer TAN durch den Kontoinhaber, bei Gemeinschaftskonten
mit Einzelverfligungsbefugnis durch einen der Kontoinhaber, moglich.

* Dokumente und Mitteilungen, wie z.B. Kontoausziige, werden fiir samtliche bestehenden und kiinftigen Konten und Depots in das elektronische Postfach eingestellt. Wenn Sie das
elektronische Postfach im PSD OnlineBanking deaktivieren, erfolgt die Zusendung per Post mit Berechnung der Portokosten.

2 Die erforderliche Smartphone-App fiir Android bzw. iOS ist im App-Store erhiltlich.

Telefonaufzeichnung

Der Teilnehmer willigt ein, dass die Bank die mit ihm im Rahmen des PSD ServiceDirekt gefiihrten Telefonate sowie die von ihm tber die
Tastatur des Telefons eingegebenen Ziffern (ausgenommen PIN) aufzeichnet und solange aufbewahrt, wie dies zur ordnungsgemaBen
Auftragsverarbeitung und aus Beweisgriinden erforderlich ist.

Referenzkonto

Die Referenzbankverbindung gilt fiir alle gegenwartig und zukiinftig unter der im Kopf angegebenen Kundennummer gefiihrten Konten. Als
Referenzbankverbindung des/der Kontoinhaber(s) wird die im folgenden SEPA-Lastschriftmandat angegebene Bankverbindung vereinbart.
Im PSD OnlineBanking und im PSD ServiceDirekt (TelefonBanking) sind Zahlungen aus Anlagekonten nur auf das Referenzkonto mdglich. Bis
auf Widerruf bevollméchtige(n) ich/wir die PSD Bank, die Betrage fiir im PSD ServiceDirekt (TelefonBanking) erteilte Auftrage vom Referenz-
konto einzuziehen bzw. dem Referenzkonto gutzuschreiben.

Bitte kreuzen Sie an:

|:| Alle bestehenden Einziehungsauftrage* sollen kiinftig von der nachfolgend genannten Referenzbankverbindung abgebucht werden.

|:| Bestehende Einziehungsauftrage* sollen nicht gedndert werden.

|:| Die Anderung (Abbuchung kiinftig von der nachfolgend genannten Referenzbankverbindung) gilt auch fiir nachstehende
Kundennummer(n), bei denen ich Kontoinhaber oder gesetzlicher Vertreter bin:

*(regelmaBiger Einzug von Spar- und/oder Kreditraten)

Bitte die notwendigen Angaben und Unterschrift(en) auf Seite 2 nicht vergessen.
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SEPA-Lastschriftmandat
DE54PSD00000002101

Glaubiger-Identifikationsnummer (CI Creditor Identifier) Mandatsreferenz (wird von der Bank ausgefiillt)

Ich/wir ermichtige(n) die PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg, Zahlungen von meinem/unserem Konto mittels Lastschrift einzuziehen.
Zugleich weise(n) ich/wir mein/unser Kreditinstitut an, die von der PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg auf mein/unser Konto gezogenen
Lastschriften einzuldsen.

Hinweis: Ich kann/Wir kénnen innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags
verlangen. Es gelten dabei die mit meinem/unserem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. Die Frist fiir die Vorab-Information (Pre-
Notification) betrdgt 1 Tag vor Kontobelastung.

| | | | | | | | | | |
Kreditinstitut BIC (auBerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums)

Kontoinhaber (Vorname, Name)

Anschrift (StraBe, Hausnummer, PLZ, Ort; bitte angeben, wenn Kontoinhaber nicht gleichzeitig Zahlungsempfanger ist)

| %

Ort, Datum (Angabe immer erforderlich) Unterschrift(en) fiir das SEPA-Lastschriftmandat (immer erforderlich)

Bedingungen
Es gelten die Allgemeinen Geschaftsbedingungen der Bank sowie die Sonderbedingungen fiir das PSD OnlineBanking, fiir PSD

ServiceDirekt (TelefonBanking) und die Nutzung des elektronischen Postfachs. Die Bedingungen kdnnen in den Geschiaftsraumen der Bank
oder unter www.psd-muenchen.de eingesehen werden. Auf Verlangen werden sie ausgehandigt.

| %

Ort, Datum Unterschrift Teilnehmer

(wird von der PSD Bank ausgefiillt)

Die Unterschrift des Teilnehmers D wurde vor mir geleistet D wurde von mir gepriift

Ort, Datum Mitarbeiter der Bank

| Information zur auRergerichtlichen Streitschlichtung und zur Maglichkeit der Klageerhebung

Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank
besteht daher fiir Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ablehnung eines Antrags auf Abschluss eines Basiskontovertrags fiir Nichtkunden die Mdglichkeit,
den Ombudsmann fiir die genossenschaftliche Bankengruppe anzurufen (https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwerdestelle). Naheres regelt die
»Verfahrensordnung fir die auRergerichtliche Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe, die auf
Waunsch zur Verfiigung gestellt wird. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband
der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken — BVR, Schellingstrale 4, 10785 Berlin, E-Mail: kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676¢c des Burgerlichen Gesetz-
buchs, Art. 248 des Einfiihrungsgesetzes zum Birgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetzes) besteht zudem die Mdglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. Die Verfahrensordnung ist
bei der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht erhéltlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer
Stralle 108, 53117 Bonn. Zudem besteht auch die Mdglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in
Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

Die Europaische Kommission stellt unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur aufergerichtlichen Online-Streitbeilegung (sogenannte OS-
Plattform) bereit.

Die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/BeiBaFinbeschweren_node.html Wissenswertes zu Beschwerden
Uber beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Méglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.
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Sonderbedingungen fiir das Online-Banking

Stand: September 2019

1 Leistungsangebot

(1) DerKunde und dessen Bevollmichtigte kénnen Bankgeschifte mit-
tels Online-Banking in dem von der Bank angebotenen Umfang abwi-
ckeln. Zudem kénnen sie Informationen der Bank mittels Online-Banking
abrufen.

Des Weiteren sind sie geméa3 § 675f Abs. 3 BGB berechtigt, Zahlungsaus-
losedienste und Kontoinformationsdienste gemaf3 § 1 Abs. 33 und 34
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) zu nutzen. Dariiber hinaus kénnen
sie von ihnen ausgewihlte sonstige Drittdienste nutzen.

(2) Kunde und Bevollmichtigte werden einheitlich als ,Teilnehmer”,
Konto und Depot einheitlich als ,Konto” bezeichnet, es sei denn, dies ist
ausdriicklich anders bestimmt.

(3)  Zur Nutzung des Online-Banking gelten die mit der Bank gesondert
vereinbarten Verfiigungslimite. Eine Anderung dieser Limite kann der Teil-
nehmer mit seiner Bank gesondert vereinbaren.

2 Voraussetzungen zur Nutzung des Online-Banking

(1) DerTeilnehmer kann das Online-Banking nutzen, wenn die Bank ihn
authentifiziert hat.

(2) Authentifizierung ist das mit der Bank gesondert vereinbarte Ver-
fahren, mit dessen Hilfe die Bank die Identitat des Teilnehmers oder die
berechtigte Verwendung eines vereinbarten Zahlungsinstrumentes, ein-
schlieBlich der Verwendung des Personalisierten Sicherheitsmerkmals
des Teilnehmers tiberpriifen kann. Mit den hierfiir vereinbarten Authenti-
fizierungselementen kann der Teilnehmer sich gegeniiber der Bank als
berechtigter Teilnehmer ausweisen, auf Informationen zugreifen (siehe
Nummer 3 dieser Bedingungen) sowie Auftrige erteilen (sieche Nummer 4
dieser Bedingungen).

(3) Authentifizierungselemente sind

- Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weif3 (z. B. per-
sénliche Identifikationsnummer [PIN] oder der Nutzungscode fiir die
elektronische Signatur) und

- Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt (z. B. Gerit
zur Erzeugung oder zum Empfang von einmal verwendbaren Transak-
tionsnummern [TAN]), die den Besitz des Teilnehmers nachweisen, wie
die girocard mit TAN-Generator oder das mobile Endgerat, sowie

- Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist (Inhdrenz, z. B. Fin-
gerabdruck als biometrisches Merkmal des Teilnehmers).

(4) Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer
gemaB der Anforderung der Bank das Wissenselement, den Nachweis des
Besitzelements und/oder den Nachweis des Seinselements an die Bank
Ubermittelt.

3 Zugang zum Online-Banking

(1) Der Teilnehmer erhilt Zugang zum Online-Banking der Bank, wenn

- er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B. Kontonummer, Anmel-
dename) angibt und

- er sich unter Verwendung des oder der von der Bank angeforderten
Authentifizierungselemente(s) ausweist und

- keine Sperre des Zugangs (siehe Nummern 8.1 und 9 dieser Bedingun-
gen) vorliegt.

Nach Gewé&hrung des Zugangs zum Online-Banking kann auf Informatio-

nen zugegriffen oder kdnnen nach Nummer 4 dieser Bedingungen Auf-

trage erteilt werden.

(2)  Firden Zugriff auf sensible Zahlungsdaten im Sinne des § 1 Abs. 26
Satz 1 ZAG (z. B. zum Zweck der Anderung der Anschrift des Kunden) for-
dert die Bank den Teilnehmer auf, sich unter Verwendung eines weiteren
Authentifizierungselements auszuweisen, wenn beim Zugang zum On-
line-Banking nur ein Authentifizierungselement angefordert wurde. Der
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Name des Kontoinhabers und die Kontonummer sind fiir den vom Teil-
nehmer genutzten Zahlungsauslosedienst und Kontoinformationsdienst
keine sensiblen Zahlungsdaten (§ 1 Abs. 26 Satz 2 ZAG).

L Auftrige
4.1 Auftragserteilung

Der Teilnehmer muss einem Auftrag (z. B. Uberweisung) zu dessen Wirk-
samkeit zustimmen (Autorisierung). Auf Anforderung hat er hierzu Authen-
tifizierungselemente (z. B. Eingabe einer TAN oder elektronische Signatur
als Nachweis des Besitzelements) zu verwenden, sofern mit der Bank
nichts anderes vereinbart wurde. Die Bank bestatigt mittels Online-Ban-
king den Eingang des Auftrags.

4.2 Widerruf von Auftragen

Die Widerrufbarkeit eines Auftrags richtet sich nach den fiir die jeweilige
Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen fiir den
Uberweisungsverkehr). Der Widerruf von Auftragen kann nur auBerhalb
des Online-Banking erfolgen, es sei denn, die Bank sieht eine Widerruf-
moglichkeit im Online-Banking ausdriicklich vor.

5 Bearbeitung von Auftriagen durch die Bank

(1) Die Bearbeitung der Auftrige erfolgt an den fiir die Abwicklung der
jeweiligen Auftragsart (z. B. Uberweisung) auf der Online-Banking-Seite
der Bank oder im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” bekannt gegebenen
Geschaftstagen im Rahmen des ordnungsgemaBen Arbeitslaufs. Geht der
Auftrag nach dem auf der Online-Banking-Seite der Bank oder im ,Preis-
und Leistungsverzeichnis” angegebenen Zeitpunkt (Annahmefrist) ein
oder fallt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschaftstag ge-
maB Online-Banking-Seite der Bank oder ,Preis- und Leistungsverzeich-
nis” der Bank, so gilt der Auftrag als am darauffolgenden Geschiftstag
zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst an diesem Geschaftstag.

(2) Die Bank wird den Auftrag ausfiihren, wenn folgende Ausfiihrungs-
bedingungen vorliegen:
- DerTeilnehmer hat den Auftrag autorisiert (vgl. Nummer 4.1 dieser Be-
dingungen).
Die Berechtigung des Teilnehmers fiir die jeweilige Auftragsart (z. B.
Wertpapierorder) liegt vor.
Das Online-Banking-Datenformat ist eingehalten.
Das gesondert vereinbarte Online-Banking-Verfiigungslimit ist nicht
iberschritten (vgl. Nummer 1 Absatz 3 dieser Bedingungen).
Die weiteren Ausfiihrungsbedingungen nach den fiir die jeweilige Auf-
tragsart maBgeblichen Sonderbedingungen (z. B. ausreichende Kon-
todeckung gemaf den Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsver-
kehr) liegen vor.
Liegen die Ausfiihrungsbedingungen nach Satz 1 vor, fiihrt die Bank die
Auftrage nach Mal3gabe der Bestimmungen der fiir die jeweilige Auftrags-
art geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen fiir den Uberwei-
sungsverkehr, Bedingungen fiir das Wertpapiergeschift) aus.

(3) Liegen die Ausfiihrungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor,
wird die Bank den Auftrag nicht ausfiihren und dem Teilnehmer eine In-
formation uber die Nichtausfiihrung und — soweit moglich - tiber deren
Griinde und die Moglichkeiten, mit denen Fehler, die zur Ablehnung ge-
fihrt haben, berichtigt werden kénnen, mittels Online-Banking zur Ver-
flgung stellen.

6 Information des Kunden iiber Online-Banking-Ver-
fligungen
Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich tiber die

mittels Online-Banking getatigten Verfiigungen auf dem fiir Kontoinfor-
mationen vereinbarten Weg.
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7 Sorgfaltspflichten des Teilnehmers

7.1 Schutz der Authentifizierungselemente

(1) DerTeilnehmer hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um sei-
ne Authentifizierungselemente (siehe Nummer 2 dieser Bedingungen) vor
unbefugtem Zugriff zu schiitzen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass das
Online-Banking missbrauchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht
autorisiert genutzt wird (vgl. Nummern 3 und 4 dieser Bedingungen).

(2)  Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente hat der Teil-
nehmer vor allem Folgendes zu beachten:
(a) Wissenselemente, wie z. B. die PIN, sind geheim zu halten; sie diirfen
insbesondere
nicht miindlich (z. B. telefonisch oder persénlich) mitgeteilt werden,
nicht auBerhalb des Online-Banking in Textform (z. B. per E-Mail, Mes-
senger-Dienst) weitergegeben werden,
nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z. B. Speicherung der PIN
im Klartext im Computer oder im mobilen Endgerit) werden und
nicht auf einem Gerat notiert oder als Abschrift zusammen mit einem
Gerat aufbewahrt werden, das als Besitzelement (z. B. girocard mit
TAN-Generator, mobiles Endgerit, Signaturkarte) oder zur Priifung des
Seinselements (z. B. mobiles Endgerit mit Anwendung fiir das Online-
Banking und Fingerabdrucksensor) dient.
(b) Besitzelemente, wie z. B. die girocard mit TAN-Generator oder ein
mobiles Endgerat, sind vor Missbrauch zu schiitzen, insbesondere
- sind die girocard mit TAN-Generator oder die Signaturkarte vor dem
unbefugten Zugriff anderer Personen sicher zu verwahren,
ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile End-
gerat des Teilnehmers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen kénnen,
ist dafiir Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen
Endgerat (z. B. Mobiltelefon) befindliche Anwendung fiir das Online-
Banking (z. B. Online-Banking-App, Authentifizierungs-App) nicht nut-
zen koénnen,
ist die Anwendung fiir das Online-Banking (z. B. Online-Banking-App,
Authentifizierungs-App) auf dem mobilen Endgerit des Teilnehmers zu
deaktivieren, bevor der Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen End-
geréat aufgibt (z. B. durch Verkauf oder Entsorgung des Mobiltelefons),
- durfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) nicht auBerhalb
des Online-Banking miindlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B.
per E-Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden und
muss der Teilnehmer, der von der Bank einen Code zur Aktivierung des
Besitzelements (z. B. Mobiltelefon mit Anwendung fiir das Online-Ban-
king) erhalten hat, diesen vor dem unbefugten Zugriff anderer Perso-
nen sicher verwahren; ansonsten besteht die Gefahr, dass andere Per-
sonen ihr Gerat als Besitzelement fiir das Online-Banking des
Teilnehmers aktivieren.
(c) Seinselemente, wie z. B. Fingerabdruck des Teilnehmers, diirfen auf
einem mobilen Endgerat des Teilnehmers fur das Online-Banking nur
dann als Authentifizierungselement verwendet werden, wenn auf dem
mobilen Endgerat keine Seinselemente anderer Personen gespeichert
sind. Sind auf dem mobilen Endgerat, das fiir das Online-Banking genutzt
wird, Seinselemente anderer Personen gespeichert, ist fiir das Online-
Banking das von der Bank ausgegebene Wissenselement (z. B. PIN) zu nut-
zen und nicht das auf dem mobilen Endgerat gespeicherte Seinselement.

(3) Beim mobileTAN-Verfahren darf das mobile Endgerit, mit dem die
TAN empfangen wird (z. B. Mobiltelefon), nicht gleichzeitig fiir das On-
line-Banking genutzt werden.

(4) Die fiir das mobile-TAN-Verfahren hinterlegte Telefonnummerist zu
l6schen oder zu andern, wenn der Teilnehmer diese Telefonnummer fiir
das Online-Banking nicht mehr nutzt.

(5) Ungeachtet der Schutzpflichten nach den Absitzen 1 bis 4 darf der
Teilnehmer seine Authentifizierungselemente gegeniiber einem von ihm
ausgewahlten Zahlungsauslosedienst und Kontoinformationsdienst so-
wie einem sonstigen Drittdienst verwenden (siehe Nummer 1 Absatz 1
Satze 3 und 4 dieser Bedingungen). Sonstige Drittdienste hat der Teilneh-
mer mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt auszuwahlen.

7.2 Sicherheitshinweise der Bank

Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der Online-Banking-
Seite der Bank, insbesondere die MaBBnahmen zum Schutz der eingesetz-
ten Hard- und Software (Kundensystem), beachten.
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7.3 Priifung der Auftragsdaten mit von der Bank an-
gezeigten Daten

Die Bank zeigt dem Teilnehmer die von ihr empfangenen Auftragsdaten
(z. B. Betrag, Kontonummer des Zahlungsempfangers, Wertpapierkenn-
nummer) iber das gesondert vereinbarte Gerit des Teilnehmers an (z. B.
mittels mobilem Endgerit, Chipkartenlesegerat mit Display). Der Teilneh-
mer ist verpflichtet, vor der Bestitigung die Ubereinstimmung der ange-
zeigten Daten mit den fiir den Auftrag vorgesehenen Daten zu priifen. Bei
Feststellung von Abweichungen ist die Transaktion abzubrechen.

8 Anzeige- und Unterrichtungspflichten

8.1 Sperranzeige

(1) Stellt der Teilnehmer

- den Verlust oder den Diebstahl eines Besitzelements zur Authentifizie-
rung (z. B. girocard mit TAN-Generator, mobiles Endgerat, Signaturkar-
te) oder

- die missbrauchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte
Nutzung eines Authentifizierungselements

fest, muss der Teilnehmer die Bank hierliber unverziiglich unterrichten

(Sperranzeige). Der Teilnehmer kann eine solche Sperranzeige jederzeit

auch Uber die gesondert mitgeteilten Kommunikationskanale abgeben.

(2) Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch eines Authen-
tifizierungselements unverziiglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen.

(3) Hat der Teilnehmer den Verdacht einer nicht autorisierten oder be-
triigerischen Verwendung eines seiner Authentifizierungselemente, muss
er ebenfalls eine Sperranzeige abgeben.

8.2 Unterrichtung iiber nicht autorisierte oder fehlerhaft
ausgefiihrte Auftrige

Der Kunde hat die Bank unverziiglich nach Feststellung eines nicht au-
torisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Auftrags hierliber zu unterrich-
ten.

9 Nutzungssperre

9.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers

Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im Fall
der Sperranzeige nach Nummer 8.1 dieser Bedingungen,

- den Online-Banking-Zugang fiir ihn oder alle Teilnehmer oder

- seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des Online-Banking.

9.2 Sperre auf Veranlassung der Bank

(1) Die Bank darf den Online-Banking-Zugang fiir einen Teilnehmer

sperren, wenn

- sie berechtigt ist, den Online-Banking-Vertrag aus wichtigem Grund
zu kundigen,

- sachliche Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit der Authenti-
fizierungselemente des Teilnehmers dies rechtfertigen oder

- der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betriigerischen Ver-
wendung eines Authentifizierungselements besteht.

(2) Die Bank wird den Kunden unter Angabe der hierfiir maBgeblichen

Griinde moglichst vor, spatestens jedoch unverziiglich nach der Sperre

auf dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Angabe von Griinden darf

unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtun-

gen verstof3en wiirde.

9.3 Aufhebung der Sperre

Die Bank wird eine Sperre aufheben oder die betroffenen Authentifizie-
rungselemente austauschen, wenn die Griinde fiir die Sperre nicht mehr
gegeben sind. Hierliber unterrichtet sie den Kunden unverziglich.

9.4 Automatische Sperre eines Chip-basierten Besitz-
elements
(1) Eine Chipkarte mit Signaturfunktion sperrt sich selbst, wenn der

Nutzungscode fiir die elektronische Signatur dreimalin Folge falsch ein-
gegeben wird.
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(2) Ein TAN-Generator als Bestandteil einer Chipkarte, der die Eingabe
eines eigenen Nutzungscodes erfordert, sperrt sich selbst, wenn dieser
dreimal in Folge falsch eingegeben wird.

(3) Dieinden Absitzen 1 und 2 genannten Besitzelemente kénnen dann
nicht mehr fuir das Online-Banking genutzt werden. Der Teilnehmer kann
sich mit der Bank in Verbindung setzen, um die Nutzungsmdoglichkeiten
des Online-Banking wiederherzustellen.

9.5 Zugangssperre fiir Zahlungsauslosedienst und
Kontoinformationsdienst

Die Bank kann Kontoinformationsdienstleistern oder Zahlungsauslése-
dienstleistern den Zugang zu einem Zahlungskonto des Kunden verwei-
gern, wenn objektive und gebiihrend nachgewiesene Griinde im Zusam-
menhang mit einem nicht autorisierten oder betriigerischen Zugang des
Kontoinformationsdienstleisters oder des Zahlungsauslosedienstleisters
zum Zahlungskonto, einschlieBlich der nicht autorisierten oder betriige-
rischen Auslésung eines Zahlungsvorgangs, es rechtfertigen. Die Bank
wird den Kunden uber eine solche Zugangsverweigerung auf dem ver-
einbarten Weg unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt moglichst vor, spa-
testens jedoch unverziiglich nach der Verweigerung des Zugangs. Die An-
gabe von Griinden darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen
gesetzliche Verpflichtungen versto3en wiirde. Sobald die Griinde fiir die
Verweigerung des Zugangs nicht mehr bestehen, hebt die Bank die Zu-
gangssperre auf. Hierliber unterrichtet sie den Kunden unverziiglich.

10 Haftung

10.1 Haftung der Bank bei Ausfiihrung eines nicht
autorisierten Auftrags und eines nicht, fehlerhaft
oder verspitet ausgefiihrten Auftrags

Die Haftung der Bank bei einem nicht autorisierten Auftrag und einem
nicht, fehlerhaft oder verspatet ausgefiihrten Auftrag richtet sich nach
den fiir die jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbedingungen (z. B.
Bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr, Bedingungen fiir das Wert-
papiergeschift).

10.2 Haftung des Kunden bei missbrauchlicher Nutzung
seiner Authentifizierungselemente

10.2.1 Haftung des Kunden fiir nicht autorisierte Zah-
lungsvorginge vor der Sperranzeige

(1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgange vor der Sperranzeige
auf der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst ab-
handengekommenen Authentifizierungselements oder auf der sonstigen
missbrauchlichen Verwendung eines Authentifizierungselements, haftet
der Kunde fiir den der Bank hierdurch entstehenden Schaden bis zu einem
Betrag von 50 Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Teilnehmer ein
Verschulden trifft.

(2) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 ver-

pflichtet, wenn

+es ihm nicht moglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Ab-
handenkommen oder eine sonstige missbrauchliche Verwendung des
Authentifizierungselements vor dem nicht autorisierten Zahlungsvor-
gang zu bemerken oder
der Verlust des Authentifizierungselements durch einen Angestellten,
einen Agenten, eine Zweigniederlassung eines Zahlungsdienstleisters
oder eine sonstige Stelle, an die Tatigkeiten des Zahlungsdienstleis-
ters ausgelagert wurden, verursacht worden ist.

(3) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvor-
gangen und hat der Teilnehmer in betrligerischer Absicht gehandelt oder
seine Sorgfalts- und Anzeigepflichten nach diesen Bedingungen vorsatz-
lich oder grob fahrlassig verletzt, tragt der Kunde abweichend von den
Absdtzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden in vollem
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Umfang. Grobe Fahrlassigkeit des Teilnehmers kann insbesondere vorlie-
gen, wenn er eine seiner Sorgfaltspflichten nach

Nummer 7.1 Absatz 2,

Nummer 7.1 Absatz 4,

Nummer 7.3 oder

Nummer 8.1 Absatz 1
dieser Bedingungen verletzt hat.

(4)  Abweichend von den Absitzen 1 und 3 ist der Kunde nicht zum Scha-
densersatz verpflichtet, wenn die Bank vom Teilnehmer eine starke Kun-
denauthentifizierung im Sinne des § 1 Abs. 24 ZAG nicht verlangt hat. Eine
starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die Verwendung
von zwei voneinander unabhéngigen Authentifizierungselementen aus
den Kategorien Wissen, Besitz oder Sein (siehe Nummer 2 Absatz 3 dieser
Bedingungen).

(5) Die Haftung fiir Schaden, die innerhalb des Zeitraums, fiir den das
Verfuigungslimit gilt, verursacht werden, beschrankt sich jeweils auf das
vereinbarte Verfligungslimit.

(6) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absétzen 1
und 3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Num-
mer 8.1 dieser Bedingungen nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht
die Mdglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hat-
te.

(7) Die Absitze 2 und 4 bis 6 finden keine Anwendung, wenn der Teil-
nehmer in betriigerischer Absicht gehandelt hat.

(8) Ist der Kunde kein Verbraucher, gilt ergdnzend Folgendes:

- Der Kunde haftet fiir Schaden aufgrund von nicht autorisierten Zah-
lungsvorgangen tber die Haftungsgrenze von 50 Euro nach Absatzen 1
und 3 hinaus, wenn der Teilnehmer fahrlassig oder vorsatzlich gegen
seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen ver-
stoBen hat.

Die Haftungsbeschrankung in Absatz 2 erster Spiegelstrich findet kei-
ne Anwendung.

10.2.2 Haftung des Kunden bei nicht autorisierten Ver-
fiigungen auBerhalb von Zahlungsdiensten (z. B.
Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige

Beruhen nicht autorisierte Verfligungen auBBerhalb von Zahlungsdiens-
ten (z. B. Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige auf der Nutzung
eines verlorengegangenen oder gestohlenen Authentifizierungselements
oder auf der sonstigen missbrauchlichen Nutzung des Authentifizierungs-
elements und ist der Bank hierdurch ein Schaden entstanden, haften der
Kunde und die Bank nach den gesetzlichen Grundsé&tzen des Mitverschul-
dens.

10.2.3 Haftung ab der Sperranzeige

Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, Giber-
nimmt sie alle danach durch nicht autorisierte Online-Banking-Verfiigun-
gen entstehenden Schaden. Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in be-
triigerischer Absicht gehandelt hat.

10.2.4 Haftungsausschluss

Haftungsanspriiche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch be-
griindenden Umstande auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehba-
ren Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereignis
beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der ge-
botenen Sorgfalt von ihr nicht hdtten vermieden werden konnen.

11 AuBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Be-
schwerdemdéglichkeit
Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Teilneh-

mer an die im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” ndher bezeichneten
Streitschlichtungs- oder Beschwerdestellen wenden.
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Sonderbedingungen fiir die Nutzung des elektronischen Postfachs

Fassung: Juni 2021

1 Bereitstellung und Nutzung eines elektronischen
Postfachs

Die Bank stellt dem Kunden auf seinen Wunsch ein elektronisches Post-
fach zur Verfiigung. Die Nutzung des elektronischen Postfachs setzt die
Teilnahme des Kunden am Online-Banking-Angebot der Bank voraus. Der
Kunde kann das Postfach im bereitgestellten Funktionsumfang nutzen.

Bevollmachtigten ist die Nutzung des elektronischen Postfachs in glei-
cher Weise wie dem Kontoinhaber bzw. den Kontoinhabern gestattet.

2 Umfang der Postfachkommunikation

Bei Nutzung des elektronischen Postfachs libermittelt die Bank auf die-
sem Weg fir die festgelegten Konten, Depots und sonstigen Vertragsbe-
ziehungen grundsatzlich alle Mitteilungen und Informationen. Dies um-
fasst beispielsweise

Konto- und Depotausziige,
Rechnungsabschlisse,
Kreditkartenabrechnungen,
- Angebote zur Anderung der Allgemeinen Geschiftsbedingungen, Son-
derbedingungen oder Entgelten.

Die Ubermittlung der Mitteilungen und Informationen erfolgt unter an-
derem durch Einstellung von Dateien im PDF-Format in das elektronische
Postfach des Kunden. Die Bank bleibt dazu berechtigt, dem Kunden Do-
kumente nicht durch Einstellung einer Datei in das elektronische Post-
fach, sondern per Post zuzusenden, wenn sie dies unter Berlicksichtigung

346 400 DG nexolution [al 06.23

des Kundeninteresses fiir zweckmafig halt oder es aus rechtlichen Griin-
den erforderlich ist.

Kunden, die handels- und steuerrechtlichen Aufbewahrungspflichten
unterliegen, sollten sich bei einem Angehdrigen der steuerberatenden
Berufe informieren, was im Fall des Bezugs von elektronischen Dokumen-
ten (z. B. Kontoausziigen) zur Erfiillung dieser Pflichten zu beachten ist.

3 Beendigung der Nutzung des elektronischen Postfachs

Der Kunde kann die Nutzung des elektronischen Postfachs jederzeit in
Textform ohne Einhaltung einer Frist kiindigen.

Die Bank kann die Nutzung des Postfachs jederzeit mit einer Frist von zwei
Monaten kiindigen, es sei denn, es liegt ein wichtiger Grund vor, der sie
zu einer auBerordentlichen Kiindigung berechtigen wiirde. Ein wichtiger
Grund liegt insbesondere dann vor, wenn es der Bank auch unter ange-
messener Berlicksichtigung der Belange des Kunden unzumutbar er-
scheint, den elektronischen Postfach-Dienst fortzusetzen.

Hat der Kunde mittels seiner girocard (Debitkarte) Zugang zum Kontoaus-
zugdrucker, werden ihm ab dem Wirksamwerden der Kiindigung grund-
satzlich alle Mitteilungen und Informationen der Bank am Kontoauszug-
drucker zur Verfugung gestellt. Andernfalls werden sie ihm per Post
zugestellt. Die Bank bleibt in jedem Fall dazu berechtigt, dem Kunden
Dokumente per Post zuzusenden, wenn sie dies unter Beriicksichtigung
des Kundeninteresses fiir zweckmafig halt oder es aus rechtlichen Griin-
den erforderlich ist.
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Sonderbedingungen fir

PSD ServiceDirekt (TelefonBanking)

PSD Bank Minchen eG, Sitz Augsburg

1.  Leistungsangebot

(1) Konto-/Depotinhaber und Bevollmachtigte werden im Folgenden
einheitlich als ,Teilnehmer‘ bezeichnet. Konto und Depot werden im
Folgenden einheitlich als ,Konto" bezeichnet.

(2) Der Teilnehmer kann Bankgeschafte im Rahmen von PSD ServiceDirekt
mittels Telefon in dem von der Bank angebotenen Umfang abwickeln.
Zudem kann er Informationen der Bank mittels PSD ServiceDirekt abrufen.
Die im PSD ServiceDirekt erteilten Wertpapierauftrage werden ohne
Beratung durchgefiihrt.

Die Berechtigung zur Erteilung von Wertpapierauftragen mittels PSD
ServiceDirekt bedarf einer separaten Rahmenvereinbarung.

(3) Zur Nutzung von PSD ServiceDirekt gelten die mit der Bank gesondert
vereinbarten Verfliigungslimite. Eine Anderung dieser Limite kann der
Teilnehmer mit seiner Bank gesondert vereinbaren.

2.  Voraussetzungen zur Nutzung von PSD ServiceDirekt

Der Teilnehmer benétigt fiir die Abwicklung von Bankgeschaften mittels PSD
ServiceDirekt die mit der Bank vereinbarte personliche Identifikations-
nummer (PIN), um sich gegeniiber der Bank als berechtigter Teilnehmer
auszuweisen und Auftrdge zu autorisieren (vgl. Nummer 4.1).

3.  Zugang zum PSD ServiceDirekt

Der Teilnehmer erhalt Zugang zum PSD ServiceDirekt mittels Telefon, wenn

= der Teilnehmer die Kunden-/Kontonummer oder seine individuelle
Kundenkennung (PSD Key oder Alias) nennt und seine PIN (ber die
Tastatur des Telefons eingegeben hat,

= die Prifung dieser Daten bei der Bank eine Zugangsberechtigung des
Teilnehmers ergeben hat und

= keine Sperre des Zugangs (vgl. Nummer 7) vorliegt.

Nach Gewahrung des Zugangs zum PSD ServiceDirekt kann der

Teilnehmer Informationen abrufen oder Auftrage erteilen.

Die Bank darf sich zur Durchfiihrung von PSD ServiceDirekt-Geschaften

eines Erflllungsgehilfen bedienen, der die technische Abwicklung fir die

Bank durch eine zentrale Auftragsannahme vornimmt. Dieser Erfiillungs-

gehilfe ist berechtigt, im Rahmen der Abwicklung der Auftrage Einsicht in

Kundenkonten zu nehmen.

4.  PSD ServiceDirekt-Auftriage

4.1 Auftragserteilung und Autorisierung

Der Teilnehmer muss PSD ServiceDirekt-Auftrage (z. B. Uberweisungen) zu
deren Wirksamkeit mit der vereinbarten PIN autorisieren und der Bank
mittels Telefon Gbermitteln. Der Auftrag wird am Telefon bestéatigt.

4.2 Widerruf von PSD ServiceDirekt-Auftragen

Die Widerrufbarkeit eines PSD ServiceDirekt-Auftrags richtet sich nach den
fur die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Sonder-
bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr).

5.  Bearbeitung von PSD ServiceDirekt-Auftragen durch die Bank

(1) Die Bearbeitung der PSD ServiceDirekt-Auftrage erfolgt an den fir die
Abwicklung der jeweiligen Auftragsart (z. B. Uberweisung) im ,Preis- und
Leistungsverzeichnis® bekannt gegebenen Geschaftstagen im Rahmen des
ordnungsgemafRen Arbeitslaufes. Geht der Auftrag nach dem im ,Preis- und
Leistungsverzeichnis* bestimmten Zeitpunkt (Annahmefrist) ein oder fallt der
Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschaftstag gemaR ,Preis- und
Leistungsverzeichnis* der Bank, so gilt der Auftrag als am darauffolgenden
Geschaftstag zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst an diesem Tag.

(2) Der Auftrag wird ausgefiihrt, wenn folgende Ausfiihrungsbedingungen

vorliegen:

= Der Teilnehmer hat sich mit seiner PIN legitimiert.

= Die Berechtigung des Teilnehmers fiir die jeweilige Auftragsart (z. B.
Wertpapierorder) liegt vor.

= Das gesondert vereinbarte PSD ServiceDirekt-Verfigungslimit ist nicht
(berschritten.

= Die Ausflihrungsvoraussetzungen nach den fiir die jeweilige Auftragsart
mafigeblichen Sonderbedingungen (z. B. ausreichende Kontodeckung
gemaR den Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr) liegen
vor.

Liegen die Ausfiihrungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 vor, fiihrt die

Bank die PSD ServiceDirekt-Auftrage nach MaRgabe der Bestimmungen der

fur die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Sonder-

bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr, Sonderbedingungen fiir Wert-

papiergeschéfte) aus.

(3) Liegen die Ausfiihrungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor, wird
die Bank den PSD ServiceDirekt-Auftrag nicht ausfiihren und dem
Teilnehmer Uber die Nichtausfiihrung und — soweit mdglich — Gber deren
Griinde und die Mdglichkeiten, mit denen Fehler, die zur Ablehnung gefiihrt
haben, berichtigt werden kénnen, eine Information zur Verfligung stellen.

PSD 973200 - 02.17 - 01  30.06.2017

Sonderbedingungen fiir PSD ServiceDirekt (TelefonBanking)

Stand: Februar 2017

6.  Sorgfaltspflichten des Teilnehmers

6.1 Technische Verbindung zum PSD ServiceDirekt

Der Teilnehmer ist verpflichtet, die Verbindung zum PSD ServiceDirekt nur
Uber die von der Bank gesondert mitgeteilten TelefonBanking-Telefon-
nummern herzustellen.

6.2 Geheimhaltung des Personalisierten Sicherheitsmerkmals

(1) Der Teilnehmer hat dafir Sorge zu tragen, dass keine andere Person
Kenntnis von der PIN erlangt. Denn jede andere Person, die im Besitz der
PIN ist, hat die Mdglichkeit, den PSD ServiceDirekt missbrauchlich zu
nutzen.

(2) Insbesondere ist Folgendes zum Schutz der PIN zu beachten:

= Die Weitergabe der PIN an andere Personen ist nicht zulassig.

= Die im Telefonspeicher gespeicherte PIN ist zu I6schen oder zu Uber-
schreiben, damit nachfolgende Nutzer des Gerats nicht diese ausspahen
kénnen.

= Die PIN darf nicht elektronisch gespeichert werden (z. B. im Kunden-
system).

= Bei Eingabe bzw. Ubermittiung der PIN ist sicherzustellen, dass andere
Personen diese nicht ausspahen bzw. mithéren kénnen.

= Die PIN darf nicht auRerhalb des PSD ServiceDirekt-Verfahrens weiter-
gegeben werden, also beispielsweise nicht per E-Mail.

6.3 Anderung der PIN

Der Teilnehmer ist verpflichtet, bei erstmaliger Nutzung seine PIN zu
andern. Daruber hinaus ist der Teilnehmer jederzeit berechtigt, seine PIN zu
andern.

6.4 Kontrolle der Auftragsdaten mit von der Bank mitgeteilten Daten
Soweit die Bank dem Teilnehmer Daten aus seinem PSD ServiceDirekt-
Auftrag (z. B. Betrag, IBAN des Zahlungsempfangers, Wertpapierkenn-
nummer) telefonisch wiederholt, ist der Teilnehmer verpflichtet, vor der
Bestatigung die Ubereinstimmung der mitgeteilten Daten mit den fiir die
Transaktion vorgesehenen Daten zu prufen.

7.  Anzeige- und Unterrichtungspflichten

7.1 Sperranzeige

(1) Stellt der Teilnehmer

= den Verlust oder Diebstahl der PIN,

= die missbrauchliche Verwendung oder

= die sonstige nicht autorisierte Nutzung seiner PIN

fest oder hat er den Verdacht, dass eine andere Person von seiner PIN
Kenntnis erhalten hat, ist der Teilnehmer verpflichtet, die Bank hierliber
unverziglich zu unterrichten (Sperranzeige). Der Teilnehmer kann der Bank
eine Sperranzeige jederzeit auch Uber die gesondert mitgeteilten Kontakt-
daten abgeben.

(2) Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverziglich bei
der Polizei zur Anzeige zu bringen.

7.2 Unterrichtung liber nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgefiihrte
Auftrage

Der Teilnehmer hat die Bank unverziglich nach Feststellung eines nicht

autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Auftrags hieriiber zu unterrichten.

8.  Nutzungssperre

8.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers

Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im Fall
der Sperranzeige nach Nummer 7.1, den PSD ServiceDirekt-Zugang fiir ihn
oder alle Teilnehmer.

8.2 Sperre auf Veranlassung der Bank

(1) Die Bank darf den Zugang fur einen Teilnehmer sperren, wenn

= sie berechtigt ist, den PSD ServiceDirekt-Vertrag aus wichtigem Grund zu
kiindigen,

= sachliche Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit der PIN dies
rechtfertigen,
oder

= der Verdacht einer nicht autorisierten oder
Verwendung der PIN besteht.

einer betrligerischen

(2) Die Bank wird den Teilnehmer unter Angabe der hierfiir mafgeblichen
Grinde moglichst vor, spatestens jedoch unverzuglich nach der Sperre
unterrichten.

8.3 Aufhebung der Sperre

Die Bank wird eine Sperre aufheben oder dem Teilnehmer eine neue PIN
zusenden, wenn die Griinde flr die Sperre nicht mehr gegeben sind.
Hiertber unterrichtet sie den Teilnehmer unverziglich.

8.4 Automatische Sperre der PIN
Das System sperrt die PIN automatisch, wenn der Teilnehmer dreimal
hintereinander eine falsche PIN eingibt. Auf Anforderung erhalt der
Teilnehmer eine neue PIN zugesandt.
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9. Haftung
9.1 Haftung der Bank bei nicht autorisierten und nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrten PSD ServiceDirekt-Verfiigungen

Die Haftung der Bank bei nicht autorisierten und nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrten PSD ServiceDirekt-Verfligungen richtet sich nach den fir die
jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbedingungen (z. B. Sonder-
bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr, Sonderbedingungen fiir Wert-
papiergeschéafte).

9.2 Haftung des Kontoinhabers bei missbrauchlicher Nutzung seiner
PIN

9.2.1 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Zahlungs-
vorgénge vor der Sperranzeige

(1) Beruht ein nicht autorisierter Zahlungsvorgang vor der Sperranzeige auf

einer verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhanden gekommenen

PIN, haftet der Kontoinhaber fiir den der Bank hierdurch entstehenden

Schaden bis zu einem Betrag von 150 Euro, wenn der Teilnehmer seine

Pflicht zur sicheren Aufbewahrung der PIN schuldhaft verletzt hat.

(2) Ist der Kontoinhaber kein Verbraucher, haftet er fir Schaden aufgrund
von nicht autorisierten Zahlungen Uber die Haftungsgrenze von 150 Euro
nach Absatz 1 hinaus, wenn der Teilnehmer fahrlassig oder vorsétzlich
gegen seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen Sonder-
bedingungen gehandelt hat.

(3) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absatzen
1, 2 und 3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Nummer
7.1 nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die Mdglichkeit zur
Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte und der Schaden
dadurch eingetreten ist.

(4) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungs-

vorgangen und hat der Teilnehmer seine Sorgfaltspflichten nach diesen

Sonderbedingungen vorsatzlich oder grob fahrlassig verletzt oder in

betriigerischer Absicht gehandelt, tragt der Kontoinhaber den hierdurch

entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlassigkeit des

Teilnehmers kann insbesondere dann vorliegen, wenn er

= den Verlust oder Diebstahl der PIN oder die missbrauchliche Nutzung der
PIN der Bank nicht unverziglich anzeigt, nachdem er hiervon Kenntnis
erlangt hat (vgl. Nummer 7.1 Absatz 1),

= den Telefonspeicher nicht geléscht oder Uberschrieben hat und daher
eine andere Person Kenntnis von der PIN erlangen kénnte (vgl. Nummer
6.2 Absatz 2 1. Spiegelstrich),

= die PIN einer anderen Person mitgeteilt und der Missbrauch dadurch
verursacht wurde (vgl. Nummer 7.2 Absatz 1 Satz 1),

= die PIN auRerhalb des ServiceDirekt-Verfahrens, beispielsweise per
E-Mail, weitergegeben hat (vgl. Nummer 6.2 Absatz 2, 3. Spiegelstrich).

(5) Die Haftung fir Schaden, die innerhalb des Zeitraums, flr den der

Verfigungsrahmen gilt, verursacht werden, beschrankt sich jeweils auf den
vereinbarten Verfiigungsrahmen.
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9.2.2 Haftung bei nicht autorisierten Wertpapiertransaktionen vor der
Sperranzeige

Beruht eine nicht autorisierte Wertpapiertransaktion vor der Sperranzeige
auf der Nutzung einer verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst
abhanden gekommenen PIN oder sonstigen missbrauchlichen Nutzung der
PIN und ist der Bank hierdurch ein Schaden entstanden, haften der Konto-
inhaber und die Bank nach den gesetzlichen Grundsatzen des Mit-
verschuldens.

9.2.3 Haftung der Bank ab der Sperranzeige

Sobald die Bank eine Sperranzeige des Teilnehmers erhalten hat,
Ubernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte PSD ServiceDirekt-
Verfiigungen entstehenden Schaden. Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in
betriigerischer Absicht gehandelt hat.

9.2.4 Haftungsausschluss

Haftungsanspriiche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch
begriindenden Umstande auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren
Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereignis
beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der
gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hatten vermieden werden kénnen. Die Bank
Ubernimmt keine Haftung dafir, dass eine Teilnahme am PSD ServiceDirekt
vorlibergehend oder auf Dauer nicht méglich ist, sofern die Stérung nicht auf
Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit beruht.

10. Telefonaufzeichnung
Der Teilnehmer ist damit einverstanden, dass die Bank die im Rahmen des
PSD ServiceDirekt gefuhrten Telefonate sowie die von ihm tber die Tastatur
des Telefons eingegebenen Ziffern (ausgenommen PIN) aufzeichnet und
aufbewahrt. Dies ist zur ordnungsgemafRen Auftragsbearbeitung und aus
Beweisgriinden erforderlich.

11. Vertragsdauer / Kiindigung

Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Eine Kindigung oder
Einschrankung des Vertrages kann von Seiten der Bank unter Einhaltung
einer Kindigungsfrist von vier Wochen erklart werden. Eine Kiindigung des
Vertrages kann seitens des Teilnehmers jederzeit unter Einhaltung einer
vierwdchigen Kindigungsfrist in Textform erklart werden. Das Recht zur
Kuindigung aus wichtigem Grund bleibt davon unberihrt.
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